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1 Präambel 

Der vorliegende Bericht des Gleichbehandlungsbeauftragten der LEW-Gruppe für das Jahr 2022 bezieht sich 

auf die Lechwerke AG (LEW) und ihre Tochtergesellschaften LEW Verteilnetz GmbH (LVN), LEW Netz-

service GmbH, LEW Service & Consulting GmbH, LEW Wasserkraft GmbH, Elektrizitätswerk Landsberg GmbH 

und Überlandwerk Krumbach GmbH. 

 

Abbildung 1: Geltungsbereich des Gleichbehandlungsprogramms der LEW-Gruppe im Jahr 2022 

In diesen Gesellschaften sind alle mit Tätigkeiten des Netzbetriebes befassten Mitarbeiter gemäß § 7a Abs. 5 

Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vollständig erfasst. Im vorliegenden Bericht werden diese Gesellschaf-

ten durchgängig als LEW-Gruppe im Sinne der gesetzlichen Berichtspflicht gemäß § 7a Abs. 5 Satz 3 EnWG be-

zeichnet. 

Das Ziel von LEW und ihrer oben namentlich genannten Tochtergesellschaften ist es, effizient energiewirt-

schaftliche Dienstleistungen in den jeweiligen Marktrollen anzubieten, dabei den Erfordernissen einer effekti-

ven Unbundling-Regulierung nachzukommen und den funktionierenden Wettbewerb auf den dem Netzbetrieb 

vor- und nachgelagerten Märkten zu ermöglichen. Basierend auf den vorhandenen Erfahrungen wird in der 

LEW-Gruppe gewährleistet, dass das Gleichbehandlungsmanagement fester Bestandteil des Unternehmens ist 

und die Mitarbeiter die Grundsätze des Unbundling auf dem erreichten hohen Niveau bei ihrer täglichen Ar-

beit umsetzen. 

Gleichermaßen gehört die laufende Überwachung der Einhaltung der Gleichbehandlungsvorgaben durch die 

Anwendung geeigneter Instrumente zum regelmäßigen Tätigkeitsfeld des Gleichbehandlungsbeauftragten.  

In Erfüllung der Verpflichtung aus § 7a Abs. 5 Satz 3 EnWG hat der Gleichbehandlungsbeauftragte der LEW-

Gruppe den folgenden Bericht erstellt, der auf den Internetseiten von LEW sowie LVN veröffentlicht wird. In 

diesem Bericht werden die im zurückliegenden Kalenderjahr getroffenen Vorkehrungen zur Sicherstellung und 

Überwachung der Gleichbehandlung aufgeführt. Der Berichtszeitraum bezieht sich auf den Zeitraum vom 

01.01.2022 bis 31.12.2022. Soweit es für die Aussagekraft dieses Berichts sinnvoll und wichtig erscheint, wird 

der Berichtszeitraum auf das erste Quartal 2023 ausgedehnt. 
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2 Organisatorische Veränderungen innerhalb der LEW-Gruppe 

Der Bereich Netzwirtschaft wurde im Jahr 2022 neu strukturiert. Ähnlich wie bei der Neuorganisation der tech-

nischen Bereiche, die bereits im Jahr 2021 gestartet wurde, galt das Ziel, die Organisation an den Kernprozes-

sen auszurichten und damit eine Bündelung von Themen, Reduzierung von internen Schnittstellen sowie einen 

optimierten Einsatz vorhandener personeller Ressourcen zu gewährleisten. Parallel zu Digitalisierungsmaßnah-

men und daraus resultierenden Effizienzsteigerungen ist die Neustrukturierung der Aufgaben ebenfalls mit 

Blick auf die fortlaufende Entwicklung am Energiemarkt erfolgt. Nicht zuletzt sollte der Fokus auf die Kund:in-

nen und deren Bedarfe geschärft werden. 

Die LEW-Gruppe erfüllt weiterhin uneingeschränkt die gesetzlichen Unbundling-Anforderungen durch eine 

strikte gesellschaftsrechtliche und operationelle Trennung des Netzgeschäftes von sämtlichen vertrieblichen 

Aktivitäten in Verbindung mit einem unverwechselbaren Außenauftritt der Netzgesellschaft. 

Pachtnetze 

Im Berichtszeitraum wurden von LVN sechs Stromverteilnetze gepachtet. Der Netzbetreiber hat sichergestellt, 

dass die Grundsätze der Gleichbehandlung auf die Pachtnetze angewendet werden. 

Dienstleistungsverträge 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte wirkt dabei mit, dass bei allen Fallkonstellationen in Zusammenhang mit 

weiteren Netzkooperationen eine unbundlingkonforme Gestaltung der Dienstleistungsverträge erfolgt und die 

korrespondierenden Dienstleistungsprozesse in der realen Umsetzung unbundlingkonform aufgesetzt bzw. 

durchgeführt werden. Hierzu wird er in die konkrete Strukturierung und Formulierung von Dienstleistungsver-

trägen einbezogen. Des Weiteren verfolgt LVN das Ziel, standardisierte Unbundling-Musterklauseln für Dienst-

leistungs- und Pachtverträge zu nutzen, die im Rahmen der Weiterentwicklung des Unbundling kontinuierlich 

angepasst werden. Darüber hinaus wirkt der Gleichbehandlungsbeauftragte darauf hin, dass neue Musterver-

träge im Sinne eines klaren Marktrollenverständnisses aller beteiligten Vertragsparteien entwickelt und ggf. 

bereits vorhandene Verträge angepasst werden und in dieser präzisierten Form Verwendung finden, unabhän-

gig davon, ob es sich um konzerninterne oder konzernexterne Dienstleistungsverträge handelt. In allen Mus-

ter-Dienstleistungsverträgen werden u.a. folgende Sachverhalte thematisiert: 

• Detaillierte Leistungsbeschreibungen 

• Kündigungsmöglichkeit für den Netzbetreiber 

• Klauseln zur informatorischen Entflechtung 

• Fachliches Weisungs- und Kontrollrecht des Netzbetreibers 
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Rollout Smart Meter 

Das Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) ist am 02.09.2016 in Kraft getreten. Damit sollte ein rechtsverbindlicher 

Rahmen zum Einbau moderner Messeinrichtungen und intelligenter Messsysteme vorliegen, in dem das Bun-

desamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) mit Wirkung zum 24.02.2020 die technische Möglichkeit 

des Einbaus von intelligenten Messsystemen gemäß § 30 MsbG festgestellt hatte, „soweit Messstellen bei 

Letztverbrauchern an Zählpunkten in der Niederspannung mit einem Jahresstromverbrauch von höchstens 

100.000 Kilowattstunden ausgestattet werden sollen und bei diesen Messstellen keine registrierende Last-

gangmessung erfolgt und keine Vereinbarung nach § 14a des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) besteht“. 

Allerdings haben eine Klage vor dem Verwaltungsgericht Köln und eine Entscheidung des OVG Münster hierzu 

Rechtsunsicherheit verursacht. Im Sommer 2021 erfolgten zwar einige Klarstellungen im MsbG, die eine 

Grundlage für den rechtssicheren stufenweisen Rollout von intelligenten Messsystemen bieten sollten. Trotz-

dem hat das BSI die Allgemeinverfügung von 2020 im Mai 2022 zurückgenommen, so dass bis zur bereits ange-

kündigten Novelle des MsbG keine klaren Regelungen gelten.  

Der bei LVN im Herbst 2021 gestartete Einsatz der intelligenten Messsysteme konnte im Berichtszeitraum so 

weit fortgeführt werden, dass bis Ende 2022 etwas über 1.000 Geräte in Betrieb gehen konnten. Der Rollout 

dieser und auch von modernen Messeinrichtungen wurde teilweise massiv durch Lieferschwierigkeiten bei 

Zählern und Smart Meter Gateways (Chipmangel) beeinträchtigt. Auch Corona-Maßnahmen (Monteure im 

Krankenstand oder in Quarantäne, Zutrittsverweigerungen) erschwerten weiterhin die Montagetätigkeiten. Bis 

Ende 2022 wurden rund 47.000 weitere moderne Messeinrichtungen eingebaut, so dass der Gesamtbestand 

zum 31.12.2022 auf rund 187.000 angestiegen ist.  

Nach § 3 MsbG ist die Unabhängigkeit des grundzuständigen Messstellenbetriebs für moderne Messeinrich-

tungen und intelligente Messsysteme von anderen Tätigkeitsbereichen der Energieversorgung über die buch-

halterische Entflechtung sicherzustellen; die §§ 6b, 6c und 54 EnWG sind entsprechend anzuwenden. Die Er-

löse und Aufwendungen aus modernen Messeinrichtungen (mME) werden in einer eigenen Tätigkeit im Jah-

resabschluss ausgewiesen.  
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3 Unbundlingmaßnahmen der LEW-Gruppe 

Gleichbehandlungsprogramm 

Als vertikal integriertes EVU ist LEW verpflichtet, ein Gleichbehandlungsprogramm festzulegen. Dieser Ver-

pflichtung gemäß § 7a EnWG ist LEW zuletzt zum Jahreswechsel 2020/2021 nachgekommen. Das mit Vor-

standsbeschluss vom 14.12.2020 verabschiedete und zum 01.01.2021 in Kraft gesetzte Gleichbehandlungspro-

gramm wurde den Mitarbeitern der LEW-Gruppe sowie der Bundesnetzagentur (BNetzA) bekanntgemacht. 

Die Bekanntmachung von Aktualisierungen des Gleichbehandlungsprogramms erfolgt seit Dezember 2021 zu-

sätzlich zur Veröffentlichung im ConSense Managementsystem auch im Trainings-Managementsystem „Suc-

cessFactors Learning“. Diese Maßnahme vereinfacht die Nachverfolgung der Kenntnisnahme der Aktualisierun-

gen durch die Führungskräfte im Geltungsbereich. Die Führungskräfte haben die Aufgabe, die Mitarbeiter über 

diese Aktualisierung zu informieren. Neue Mitarbeiter erhalten zu Beginn ihrer Tätigkeit durch den Personal-

bereich eine Kopie des jeweils gültigen Gleichbehandlungsprogramms ausgehändigt. Zudem werden sie regel-

mäßig über Notwendigkeit und Inhalte der Gleichbehandlung informiert. Die Basisschulung zum Thema Gleich-

behandlung erfolgte im Jahr 2022 ebenfalls über das Trainings-Managementsystem „SuccessFactors Learning“ 

und bietet einen Überblick über das Themengebiet. Dieses Training wird durch individualisierte Trainings für 

Organisationseinheiten mit konkretem Bedarf ergänzt. 

Aktuell sind die Gleichbehandlungsbeauftragten des E.ON-Konzerns dabei, das eLearning-Konzept der E.ON-

Gruppe weiterzuentwickeln, welches zukünftig auch in der LEW-Gruppe Anwendung finden wird. Hierzu wurde 

eine Arbeitsgruppe unter den Gleichbehandlungsbeauftragten gebildet, der auch der Gleichbehandlungsbeauf-

tragte der LEW-Gruppe angehört. Die Arbeitsgruppe führt aktuell den Betatest in Abstimmung mit einer exter-

nen Agentur durch. Der Roll-out ist für das erste Quartal 2023 geplant. 

Das neue E-Learning hat nun Folgende Inhalte: 

• Basiswissen Unbundling + 

• Unbundling im Rahmen von: 

o Kommunikation 

o Drittgeschäft  

o Netzausbau 

o Digitalisierung 

Aufgrund des Kernbereichs Digitalisierung in der Unternehmensstrategie, liegt ein besonderer Fokus der Schu-

lung auf diesem Bereich. 
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Alle LEW-Mitarbeiter sind durch den LEW-Verhaltenskodex verpflichtet, sich an sämtliche gesetzlichen Vor-

schriften sowie betrieblichen Richtlinien und Regelungen zu halten. Bei Verstößen drohen die vorgesehenen 

arbeitsrechtlichen Sanktionen. Das EnWG mit den Unbundlingbestimmungen nach §§ 6-7a EnWG sowie das 

Gleichbehandlungsprogramm als arbeitsvertragliche Zusatzvereinbarung sind hierbei selbstverständlich einge-

schlossen. Im Berichtszeitraum sind keine Verstöße gegen das Gleichbehandlungsprogramm aufgetreten und 

daher mussten im Berichtszeitraum von Unternehmensseite keine Sanktionen ausgesprochen werden. 

Richtlinien und Regelwerke 

Das Regelwerk der LEW-Gruppe wurde im Berichtszeitraum kontinuierlich aktualisiert und weiter an E.ON-

Funktionsrichtlinien und E.ON Mitarbeiter-Guidelines angeglichen. Die Richtlinien entsprechen den Entflech-

tungsvorgaben und wurden mit den Fachbereichen auf ihre Umsetzbarkeit geprüft. Über die in Kraft Setzung 

der neuen Richtlinien für die Verteilnetzgesellschaft wurde – wie bereits in der Vergangenheit – durch die Ge-

schäftsführung der LVN entschieden. 

Datenschutz 

Der Datenschutz wird durch den betrieblichen Datenschutzbeauftragten, der für alle Unternehmen der LEW-

Gruppe bestellt ist, betreut. Organisatorisch ist der Datenschutzbeauftragte der Organisationseinheit Security 

Management bei LEW zugeordnet.  

Speziell im Netzbereich ist der Umgang mit personenbezogenen – und damit datenschutzrelevanten – Daten 

neben den Anforderungen der EU DS-GVO von den rechtlichen Anforderungen des Energiewirtschaftsgesetzes 

(EnWG) und insbesondere des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG) und den daraus resultierenden Unbund-

ling-Anforderungen geprägt. Dabei darf eine Datenweitergabe an Marktteilnehmer in der Regel nur erfolgen, 

wenn dies, entsprechend der Marktrolle, gesetzlich festgelegt ist oder der (betroffene) Kunde seine Einwilli-

gung erteilt hat. Für die Datenweitergabe an Dienstleister – insbesondere an IT-Dienstleister – sieht das Daten-

schutzrecht vor, dass mit diesen Dienstleistern vertragliche Vereinbarungen getroffenen werden müssen, so 

dass die Dienstleister nur auf Weisung des Auftraggebers personenbezogene Daten verarbeiten dürfen. 

Technisches Sicherheitsmanagement (TSM) 

Das Technische Sicherheitsmanagement (TSM) hat für die staatliche Energieaufsicht einen hohen Stellenwert 

und genießt eine große Akzeptanz. Bei den Energieaufsichten der Länder ist das TSM als ein wesentlicher Bau-

stein der Selbstregulierung und Selbstüberwachung der Energiewirtschaft anerkannt. Die TSM-Prüfungen ha-

ben gezeigt, dass TSM ein geeignetes und kostengünstiges Qualitätsmanagementinstrument ist, um die Quali-

tätssicherung in den Versorgungsunternehmen zu dokumentieren und gleichzeitig den Umstrukturierungspro-

zess in den Unternehmen in Folge der gesellschaftsrechtlichen Entflechtung konstruktiv zu begleiten. 
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LVN wurde im Jahr 2007 erstmals und erneut im Jahr 2015 sowie im Februar 2020 vom Forum Netztechnik/ 

Netzbetrieb im Verband der Elektrotechnik Elektronik und Informationstechnik e.V. (FNN VDE) nach TSM 

S1000 erfolgreich überprüft. Fünf technische Führungskräfte S1000 sind in ihrer Linienfunktion fachverant-

wortlich für die Tätigkeitsfelder gemäß ihrer Aufgabenbeschreibung. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe 

sind die gesetzlichen und behördlichen Vorschriften, die einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften sowie die 

allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten. Darüber hinaus gibt es interne Vorgaben, die einzu-

halten sind. 

Die Technischen Führungskräfte S1000 sind die übergreifenden Know-how- und Erfahrungsträger für das Auf-

gabenspektrum der LVN. In allen Aufgabengebieten gibt es neben den gesetzlichen Grundlagen und den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik interne Festlegungen, Richtlinien, Standards und Anweisungen, die von 

entsprechend qualifizierten Fachleuten erarbeitet bzw. vor Inkraftsetzung von diesen gegengelesen werden. 

Über die Änderungen, Anpassungen, Ergänzungen solcher internen Vorgaben sind die Technischen Führungs-

kräfte zeitnah zu informieren. Sie sind in den Prozess der Inkraftsetzung von neuen oder überarbeiteten Vorga-

ben operativ eingebunden. 

Die Technischen Führungskräfte haben in sicherheitsrelevanten Angelegenheiten die Befugnis, eigenverant-

wortlich zu handeln. 

Informations-Sicherheits-Managementsystem (ISMS) 

Betreiber von Energieversorgungsnetzen sind nach EnWG verpflichtet, die für einen sicheren Netzbetrieb  

notwendigen Telekommunikations- und elektronischen Datenverarbeitungssysteme gegen Bedrohungen zu 

schützen. Um einen solchen angemessenen Schutz des Netzbetriebs sicherzustellen, hält LVN den von der 

BNetzA im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) erstellten und veröf-

fentlichten “IT-Sicherheitskatalog“ ein, indem sie dessen IT-sicherheitstechnische Mindeststandards umsetzt, 

ein Informations-Sicherheits-Managementsystem (ISMS) gemäß DIN ISO/IEC 27001 etabliert und zertifizieren 

lässt. Die Zertifizierung nach IT-Sicherheitskatalog gemäß § 11 Abs. 1a EnWG (08/2015) ist im Juli 2017 er-

bracht worden und wird seitdem in jährlichen Überwachungsaudits unter Beweis gestellt. LVN führt regelmä-

ßig interne Audits durch und überprüft dadurch regelmäßig die Erfüllung der Sicherheitsanforderungen. Sie hat 

der BNetzA ihren „Ansprechpartner IT-Sicherheit“ und gegenüber dem BSI eine Kontaktstelle benannt. Zudem 

kommt LVN ihrer Störungs-Meldepflicht an das BSI nach. 

Seit Anfang 2016 ist LVN überdies Mitglied im UP-KRITIS (Umsetzungsplan Kritische Infrastrukturen) des BSI. 

Der UP-KRITIS ist eine öffentlich-private Kooperation zwischen Betreibern kritischer Infrastrukturen, deren 

Verbänden und zuständigen staatlichen Stellen. 
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Weiterhin ist LEW Anbieter und Erbringer von Regelenergiedienstleistungen. Aufgrund ihres großen Regel-

energiepools war gemäß der KRITIS-Verordnung des BSI ebenfalls verpflichtend ein Information-Security-Ma-

nagementsystem zu etablieren und zusätzliche Anforderungen des branchenspezifischen Sicherheitsstandards 

für Anlagen oder Systeme zur Steuerung/Bündelung elektrischer Leistung zu erfüllen. Die Systeme für die Re-

gelenergie sind seit 2020 Bestandteil des ISMS nach IT-Sicherheitskatalog. Der Nachweis über die Erfüllung der 

Sicherheitsanforderungen erfolgt durch jährliche ISMS-Audits im Rahmen der Zertifizierung des ISMS nach IT-

Sicherheitskatalog sowie zweijährige Prüfungen gemäß § 8a BSI-Gesetz. 

Seit 2022 ist das Leitsystem der LEW Wasserkraft GmbH auf Grund der Absenkung der Schwellwerte der KRITIS 

Verordnung als kritische Infrastruktur eingestuft. Analog zum Thema Regelenergiedienstleistungen waren auch 

hier die Anforderungen der branchenspezifischen Sicherheitsstandards umzusetzen. Auch hier sind alle zwei 

Jahre entsprechende Nachweise gegenüber BSI zu erbringen. 

Der hohe Stellenwert der Informationssicherheit bei LEW wird auch durch die Implementierung einer LEW-

übergreifenden Security-Management-Abteilung und eines LEW Security Boards deutlich. Dieses Board setzt 

sich aus dem Head of Security (HoS) und Vertretern des Topmanagements zusammen und trifft sich regelmä-

ßig. 

4 Unbundlingkonformität der Netzbetreiberprozesse 

Marktkommunikation 

Der Stromverteilnetzbetreiber LVN hat die Verfahrensregulierung zur Marktkommunikation 

• BK6-19-128 am 11.12.2019, aktualisiert durch BK6-20-160 am 21.12.2020 zu „Geschäftsprozesse zur 

Kundenbelieferung mit Elektrizität“ (GPKE), „Wechselprozesse im Messwesen“ (WiM), „Wechselpro-

zesse für Einspeisestellen“ (MPES) sowie zu „Bilanzkreisabrechnung“ (MaBiS) sowie einer neuen Festle-

gung „Netzzugangsregeln zur Ermöglichung einer ladevorgangscharfen bilanziellen Energiemengenzu-

ordnung für Elektromobilität (NZR-EMob)“ (NZR E-Mob) sowie der Anpassung des Netznutzungsvertra-

ges (NNV), der EDI-Vereinbarung sowie der Zuordnungsvereinbarung – zusammengefasst unter dem 

Begriff „Weiterentwicklung der Netzzugangsbedingungen Strom“ oder inoffiziell „MaKo 2022“, 

• die zum 01.10.2021 in Kraft getretenen überarbeiteten Nachrichtentypenversionen zum 01.04.2022 

und  

• die Anpassungen der VDE Regelwerke 

seit ihrer jeweiligen Inkraftsetzung vollständig umgesetzt. 



 

Seite 10 

Durch die manuellen Prozesse beim Start von Erzeugungsanlagen in der verpflichtenden Direktvermarktung 

wird auch bei LVN ein hoher Abstimmungs- und Clearingaufwand verursacht. 

Durch den Beschluss BK6-22-128 am 21.11.2022 kommen durch die Bundesnetzagentur weitere Anpassungen 

auf LVN zu. Insbesondere in den Bereichen „NZR-EMob“, „Trennung der UTILMD (häufig SDÄ) zwischen Strom 

und Gas“ und Anpassungen in der Nachrichtenverschlüsselung durch „AS4“ 

Neben 467 aktiven Lieferanten, 352 Bilanzkreisverantwortlichen, 61 Messstellenbetreibern werden zusätzlich 

noch 6 Weiterverteiler als gleichberechtigte Marktpartner im Netzgebiet durch LVN betreut. 

Neu-Bestimmung der Grundversorgungsaufgabe 

Bei der Ermittlung des Grundversorgers für die Konzessionsgebiete der LVN wurde zum gesetzlich vorgeschrie-

benen Stichtag die Kundenanzahl und deren Lieferantenzuordnung für jedes Konzessionsgebiet einzeln ermit-

telt. Entsprechend wird in allen Konzessionsgebieten der LVN die Aufgabe der Grundversorgung von der Lech-

werke AG ab dem 01.07.2021 für drei Jahre übernommen. Dieses Vorgehen entspricht der Pressemitteilung 

Nr. 68/2021 | Bundesverwaltungsgericht (bverwg.de) (BVerwG 8 C 2.21 - Urteil vom 26.10.2021). 

Marktkommunikation 2023 (MaKo 2023) 

Die Umsetzung der „MaKo 2023“ soll innerhalb eines Projektes durchgeführt werden. Das Projekt befindet sich 

aktuell in der Konzeptionsphase und soll zum 01.04.2023 starten.  

Die fortwährenden Aktualisierungen der Umsetzungsdokumente, kurzfristig veröffentlichte neue Regelungen 

seitens des BDEW und der BNetzA sowie starke Abhängigkeiten der eigenen fachlichen sowie IT-technischen 

Konzeptionen von der Produktentwicklung der Softwarehersteller erschweren die abschließende Konzeptio-

nierung und Planung. Die größten Aufwandstreiber sind weiterhin die Zunahme der Komplexität und die Inter-

dependenz der Prozesse. 

Redispatch 2.0  

Redispatch ist eine Netzsicherheitsmaßnahme zur Entlastung bei Netzengpässen durch vorausschauende An-

weisung von Erzeugungsanlagen zur Leistungsanpassung. Mit der Novelle des Netzausbaubeschleunigungsge-

setzes aus dem Jahr 2019 sind auch Anlagen unter 10 MW installierter Leistung, und damit in signifikanter Zahl 

im Verteilnetz angeschlossene Anlagen, in den Redispatch 2.0 einzubeziehen. Die von der Bundesnetzagentur 

hierfür festgelegten Prozesse wurden im E.ON-Konzernprojekt „Engpassmanagement und Redispatch im Ver-

teilnetz (ERV 2.0)“ von den neun deutschen E.ON-Netzgesellschaften gemeinsam umgesetzt. Seit dem 

01.11.2022 wird die Umsetzung im Rahmen des eNET-Projektes weitergeführt. 

https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bverwg.de%2Fpm%2F2021%2F68&data=04%7C01%7C%7Ca7715b34e86140b0749608d9c15c1c71%7C18e81b74a8da40eb8e02121b9df96770%7C0%7C0%7C637753423743186826%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=vqY80kD3ensF8LXyUcYua%2BKWoQbQEXQElXThIX9b2A4%3D&reserved=0
https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.bverwg.de%2Fpm%2F2021%2F68&data=04%7C01%7C%7Ca7715b34e86140b0749608d9c15c1c71%7C18e81b74a8da40eb8e02121b9df96770%7C0%7C0%7C637753423743186826%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=vqY80kD3ensF8LXyUcYua%2BKWoQbQEXQElXThIX9b2A4%3D&reserved=0
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Aufgrund von Bedenken hinsichtlich der Systemsicherheit der Übertragungsnetzbetreiber hat die Bundesnetz-

agentur die Regelung getroffen, dass der operative Start der einzelnen Verteilnetzbetreiber in den bilanzierten 

Redispatch-Prozess in terminlicher Abstimmung mit dem vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber erfolgt. Für 

LVN ist der genaue Starttermin im Jahr 2023 daher noch in Abstimmung mit dem vorgelagerten Übertragungs-

netzbetreiber Amprion. Bis zum Start in den bilanzierten Redispatch 2.0 arbeitet LVN nach der sog. Übergangs-

lösung gemäß den geltenden Festlegungen. 

Konzessionsverfahren 

Bei der Bewerbung um Konzessionen wird die Unabhängigkeit des Verteilnetzbetreibers LVN dadurch gewähr-

leistet, dass für den Fall einer Ausschreibung der Konzession – d.h. falls nicht der per bayerischem Staatsver-

trag vorgegebene Musterkonzessionsvertrag Verwendung findet – LEW und LVN durch zwei unterschiedliche 

natürliche Personen vertreten werden. Auch die (Weiter-)Entwicklung des Musterkonzessionsvertrags erfolgt 

ausschließlich nach Freigabe durch LEW und LVN. Ende 2022 wurde entschieden, dass Wegenutzungsverträge 

künftig im Namen der LVN geschlossen werden. Gleiches gilt für Interessensbekundungen und Angebote in 

Konzessionsverfahren. 

Berechtigungsmanagement 

Für die Unbundlingkonformität sind neben einer geeigneten IT-Systemstruktur insbesondere Berechtigungs-

konzepte von zentraler Bedeutung. Die Dateneigentümerschaften sind klar geregelt. Berechtigungskonzepte 

existieren unter anderem für IT-Anwendungen, Laufwerke/Verzeichnisse und Verteilerlisten. Diese beinhalten 

insbesondere den Entzug von Berechtigungen beim Wechsel oder Ausscheiden von Mitarbeitern. Die Verant-

wortung hierfür liegt beim Personalbereich. Die zyklische Überprüfung der Zugangsberechtigungen wird in die-

sen Richtlinien ebenfalls geregelt. Die Berechtigungen von Mitarbeitern, die im Berichtszeitraum ihren Arbeits-

platz beziehungsweise die Gesellschaft gewechselt haben, sind zeitnah angepasst worden. 

IT-Sicherheit 

Für die LEW-Gruppe gelten IT-Sicherheitsrichtlinien für Anwender und Dienstleister. Diese Richtlinien dienen 

dem Schutz der eingesetzten IT-Systeme und der damit verbundenen Daten sowie der Informationen des Un-

ternehmens. Sie tragen dazu bei, dass eine unerwünschte Verbreitung von wirtschaftlich sensiblen Daten ver-

hindert wird.  
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Anschluss und Einspeisemanagement von EEG-Anlagen  

Im Jahr 2022 wurde für 15.121 EEG-Anlagen der Anschluss ans Netz beantragt. Alle Netzanschlussbegehren 

von EEG-Anlagenbetreibern im Gebiet der LVN wurden diskriminierungsfrei in der Reihenfolge der Auftragsein-

gänge bearbeitet. Neben der Vielzahl der Neuanlagen haben auch die Bestandsanlagen und die aufgetretenen 

gesetzlichen Veränderungen zu großen Herausforderungen hinsichtlich ihrer Umsetzung sowie zu einer großen 

Anzahl von Kundenkontakten mit entsprechendem Aufwand geführt. 

Post EEG-Thematik / Ausgeförderte Anlagen 

Mit der Novellierung des EEG 2021 werden Post-EEG-Anlagen, d.h. Einspeiseanlagen deren 20-jährige Vergü-

tungsperiode entsprechend Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) abgelaufen ist, nunmehr als ausgeförderte 

Anlagen bezeichnet. Gemäß § 3 Nr. 3a EEG 2021 handelt es sich dabei um diejenigen Einspeiseanlagen, welche 

vor dem 01.01.2021 in Betrieb genommen worden sind, bei denen der ursprüngliche Anspruch auf Zahlung 

nach der für die Anlage jeweils maßgeblichen Fassung des EEG beendet ist. 

Übergangsweise gibt es für diese Anlagen eine neue Anschlussvergütung (§ 21 Abs. 1 i.V.m. § 100 Abs. 5 EEG). 

Die Übergangsfrist endet für Anlagen bis einschließlich 100 kW installierte Leistung am 31.12.2027, für Anla-

gen größer 100 kW endete sie bereits am 31.12.2021. 

Alternativ kann der Anlagenbetreiber die Anlage – soweit ein Abnehmer vorhanden ist – für die Direktver-

marktung anmelden, die Anlage auf Eigenverbrauch umstellen, oder diese vom Netz trennen. 

Zum Stichtag 01.01.2022 waren bei LVN ca. 1.000 Anlagen betroffen. Eine große Anzahl der betroffenen voll-

einspeisenden Anlagenbetreiber stellen ihre Anlagen auf Eigenverbrauchsnutzung um. Einige wenige Anlagen-

betreiber werden Ihre Einspeiseanlagen vom Netz trennen und diese abbauen. Auch diejenigen Anlagenbetrei-

ber, die bisher schon Anlagen in Überschusseinspeisung betrieben haben, versuchen Ihre Selbstverbrauchs-

quote zu erhöhen. Viele davon optimieren Ihre Anlagen mit zusätzlichen Stromspeichern, um die selbst er-

zeugte Energie dann z.B. auch nachts nutzen zu können. 

Einführung des Marktstammdatenregisters 

Auch das Thema Marktstammdatenregister (MaStR) hat LVN weiterhin beschäftigt. Das Thema Bestandsanla-

gen, mit dem entsprechendem Abgleich der Meldungen im MaStR sowie in den Systemen der LVN, stellte auch 

im Jahr 2022 eine große Herausforderung dar. Alle Bestands-Einspeiseanlagen im Netzgebiet der LVN mussten 

bis spätestens 2021 im Marktstammdatenregister registriert und von der LVN mittels Netzbetreiberprüfung 

der Daten validiert werden. Dies führte innerhalb der LVN zu erheblichem Aufwand bedingt durch die notwen-

digen Datenkorrekturen und Rückfragen bei Anlagenbetreibern sowie der Bundesnetzagentur.  
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Betreuung der Installateure 

Das LVN Internetportal Netzzugang (IPN) wurde im Juni 2020 auf die Version 2.0 aktualisiert. Das Portal wird 

kontinuierlich optimiert und verbessert. Die eingetragenen Installateure können mit Hilfe einer Quartalsumfrage 

ihr Feedback und die Verbesserungswünsche mitteilen. Dadurch wird das IPN mit einem noch höheren Kunden-

fokus an die aktuellen Bedürfnisse angepasst.  

Die Nutzung des IPN konnte gegenüber dem vorherigen Berichtszeitraum gesteigert werden. Mit rund 3.200 

(Vorjahr 2.850) Aufträgen pro Monat werden seit zwei Jahren über 99 % der aktuell im IPN abbildbaren Aufträge 

„online“ abgewickelt. Aktuell sind 1.600 der im IPN eingetragenen Installateure aktiv im Netzgebiet tätig. Alle 

eingetragenen Installateure nutzen das IPN, da die Einreichung von Aufträgen auf diesem Weg deutlich komfor-

tabler und einfacher möglich ist. Der Fokus liegt auf der Erweiterung der automatischen Auftragsbearbeitung. 

Dadurch werden zukünftig höhere Auftragszahlen, vor allem im Bereich der erneuerbaren Energien, schneller 

bearbeitet. 

Für LVN stellen die rund 2.100 Installateure, mit denen sie zusammenarbeitet, wichtige Ansprechpartner für 

die Netzkunden dar. In den sogenannten Bezirksinstallateurs-Ausschüssen erfolgt ein regelmäßiger Austausch 

mit den Installateuren. Hier werden unter anderem neue Richtlinien und aktuelle Projekte vorgestellt sowie 

Prozessoptimierungen diskutiert. 

Prozesse für Netzengpässe durch geplante Baumaßnahmen 

Im Berichtszeitraum sind im Normalschaltzustand keine eigenen Netzengpässe durch die Einspeisung dezent-

raler Erzeugungsanlagen aufgetreten.  

Seit dem 1. Oktober 2021 sind bei Netzengpässen die Vorgaben der Bundesnetzagentur zum Redispatch 2.0 

einzuhalten. Bei 19 Redispatchmaßnahmen musste bis Ende 2022 die Leistung von insgesamt 44 Erzeugungs-

anlagen geregelt werden. 

Für die gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen zur Reduzierung von Einspeisungen hat die LVN das IT-

System der Netzleitstelle entsprechend auf den neuen Redispatchprozess ertüchtigt. Das IT-System unterstützt 

das Betriebspersonal bei eventuellen Netzengpässen durch eine automatisierte Auswahl der relevanten Erzeu-

gungsanlagen gemäß den BNetzA-Vorgaben. 

Prozesse zur Lastabschaltung nach Aufforderung durch den Übertragungsnetzbetreiber 

Bei LVN wurde die nach § 14 Abs. 1c EnWG in Verbindung mit §§ 12, 13 EnWG bestehende Möglichkeit zur Ab-

schaltung von Lasten auf Anweisung des Übertragungsnetzbetreibers Amprion thematisiert. Hierzu wurden die 

entsprechenden operativen Prozesse präzisiert. Parallel dazu erfolgte eine jährliche Übung mit nachgelagerten 
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Netzbetreibern. Sollte eine Abschaltung notwendig werden, wird der Lastabwurf diskriminierungsfrei durchge-

führt. Soweit es technisch möglich ist, wird bei mehrfachem bzw. lang andauerndem Abschalterfordernis eine 

rollierende Abschaltung angewandt. Für diese Thematik liegt beim Netzbetreiber für alle beteiligten Organisa-

tionseinheiten eine detaillierte Prozessbeschreibung vor. Im Jahr 2022 gab es keine Lastabschaltungen auf An-

weisung des Übertragungsnetzbetreibers. 

Prozesse zum Netzsicherheitsmanagement 

LVN ist gemäß §§ 13, 14 EnWG verpflichtet, zur Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit ihres Strom-

netzes geeignete, netz- und marktbezogene Maßnahmen durchzuführen. Hierzu gehört bei drohender Über-

lastung einzelner Netzteile auch die Regelung der Einspeiseleistung nach § 14 EEG unter Berücksichtigung des 

Vorrangs erneuerbarer Energien. Die Vorgaben aus dem Redispatch 2.0 werden eingehalten. Die betroffenen 

Anlagenbetreiber werden soweit möglich vorab informiert. 

Planungs- und Prognoseprozess 

In der LEW-Gruppe ist ein differenzierter Planungs- und Prognoseprozess zur Früherkennung von wirtschaftli-

chen Risiken implementiert. Im Planungs- und Prognoseprozess werden die entsprechenden Prämissen, wie 

beispielsweise die Inflationsrate, allgemein und zentral vorgegeben. Wichtig im Zusammenhang mit den Un-

bundling-Bestimmungen ist die Tatsache, dass die Ergebnisse der Netzplanung nicht mit den Planungen der 

wettbewerblichen Bereiche abgestimmt werden. Die in den Planungs- und Prognoseprozess eingebundenen 

Mitarbeiter sind durch das Gleichbehandlungsprogramm zur Einhaltung des informatorischen Unbundling ver-

pflichtet, so dass eine Informationsweitergabe an Wettbewerbsbereiche an dieser Stelle organisatorisch unter-

bunden ist. 

Rentabilitätskontrolle 

LEW als Gesellschafterin des Netzbetreibers nimmt ihre Aufgaben gemäß § 7a Abs. 4 EnWG zur wirtschaftli-

chen Leitung und Rentabilitätskontrolle gegenüber dem Netzbetreiber wahr. Dies umfasste in 2022 unter an-

derem den Konzessionsbereich und darüber hinaus operative Tätigkeiten einer Muttergesellschaft im Sinne 

von steuernden Funktionen, Bearbeitung von gruppenübergreifenden Fragestellungen und Wahrnehmung der 

Gesellschafterfunktion und der damit verbundenen Kontrollrechte. 

Der Aufsichtsrat von LVN besteht aus sechs Mitgliedern, davon sind vier Mitglieder Vertreter der Anteilseigne-

rin LEW und zwei Mitglieder Vertreter der Arbeitnehmer. Der Aufsichtsrat hat im Berichtszeitraum dreimal ge-

tagt, sich dabei über den Gang der Geschäfte, grundsätzliche Fragen der Geschäftspolitik sowie Lage und Ent-



 

Seite 15 

wicklung der Gesellschaft unterrichten lassen. Dazu gehörten insbesondere auch die Umsatz- und Ergebnisent-

wicklung sowie die strategischen Ziele der Gesellschaft. Der Aufsichtsrat hat die erforderlichen Beschlüsse ge-

fasst. 

Die Geschäftsführung der Verteilnetzgesellschaft ist verpflichtet, die gesetzlichen Vorgaben zur unabhängigen 

Führung dieser Gesellschaft einzuhalten. Entgegenstehende Weisungen sind per Gesellschaftsvertrag ausge-

schlossen und auch nicht erfolgt. Damit hält sich die Muttergesellschaft im Rahmen der Wirtschaftlichkeitskon-

trolle an die Bestimmungen des § 7a Abs. 4 EnWG. 

Kalkulation der Netzentgelte 

Im Berichtszeitraum wurden bei LVN die Netzentgelte unter Berücksichtigung der Bestimmungen des EnWG, 

der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) sowie der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) ermittelt. 

Gemäß § 20 Abs. 1 EnWG wurden für das Kalenderjahr 2023 die voraussichtlichen Netzentgelte für das Strom-

verteilnetz am 07.10.2022 im Internet veröffentlicht. Die endgültigen Netzentgelte wurden gemäß § 27 Strom-

NEV für das Stromverteilnetz am 20.12.2022 im Internet veröffentlicht. Eine Anpassung der Netzentgelte ggü. 

den vorläufigen erfolgte dabei nicht. An die Bundesnetzagentur erfolgte die Mitteilung gemäß § 28 Nr. 4 i.V.m. 

§ 4 ARegV am 22.12.2022. 

Bei der Kalkulation der Netzentgelte für 2023 wurden die Hinweise der Beschlusskammer 8 der Bundesnetza-

gentur für Verteilnetzbetreiber zur Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2023 zur Bestimmung 

der Netzentgelte berücksichtigt. 

Dabei wurde auch, wie bereits im Jahr zuvor, durch den Netzbetreiber prozessual sichergestellt, dass die Ent-

geltbildung in der Anreizregulierung unbundlingkonform durchgeführt wird und die Veröffentlichung der Preis-

blätter diskriminierungsfrei erfolgt. Die Prozesse haben keinerlei Schnittstellen zu wettbewerblichen Berei-

chen. Darüber hinaus ist gewährleistet, dass keine wirtschaftlich sensiblen Informationen vor Veröffentlichung 

der Preisblätter an die assoziierten wettbewerblichen Bereiche gelangen. Über das Gleichbehandlungspro-

gramm sind die daran beteiligten Mitarbeiter zur Einhaltung des informatorischen Unbundling verpflichtet. 

Die Unterlagen für die Festlegung des Ausgangsniveaus der Erlösobergrenzen der vierten Regulierungsperiode 

wurden fristgerecht zum 30.04.2022 (Strukturdaten) und zum 30.06.2022 (Kostendaten) eingereicht. 

Steuerung der Dienstleister 

Die Geschäftsbeziehungen des Netzbetreibers LVN zu seinen Dienstleistern sind durch Verträge mit expliziten 

Unbundling-Klauseln ausgestaltet, unabhängig davon, ob es sich um konzerninterne oder -externe Dienstleis-

ter handelt. Eine Kopplung insbesondere der internen Dienstleistungsverträge an Pachtverträge mit dem Netz-
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eigentümer existiert nicht. Darüber hinaus enthalten die Verträge Kündigungsklauseln, so dass die Netzgesell-

schaft in keiner Weise in ihrer tatsächlichen Entscheidungsbefugnis eingeschränkt oder gar abhängig ist. Die 

Beschreibung der Art und des Umfangs der Dienstleistungen erfolgt in den Verträgen über klar definierte Pro-

duktpakete. Die Steuerung der Dienstleister im operativen Geschäft wird durch eine Reihe von Maßnahmen 

sichergestellt. Insbesondere ist die Kontrolle der vertragsgemäßen Leistungserbringung von Bedeutung. Der 

Netzbetreiber überprüft stichprobenartig, ob die Verträge erfüllt und die Prozessabläufe eingehalten werden. 

Im Jahr 2022 mussten keine Maßnahmen ergriffen werden. 

Verlustenergiebeschaffung 

Die Beschaffung der Verlustenergie für LVN erfolgt gemäß § 22 EnWG, § 10 StromNZV diskriminierungsfrei im 

Wege einer Ausschreibung über ein internetbasiertes Auktionsverfahren. Die in diesem Zusammenhang von 

der Bundesnetzagentur getroffene Festlegung des Ausschreibungsverfahrens für Verlustenergie und des Ver-

fahrens zur Bestimmung der Netzverluste (BK6-08-006) vom 21-10-2008 zur Verlustenergiebeschaffung wurde 

vollständig umgesetzt. Die überarbeiteten Ausschreibungsbedingungen und der Bedarf sind im Internet für alle 

Anbieter abrufbar.  

Im Beschaffungsjahr 2022 wurden insgesamt 74 Tranchen kontrahiert (davon ein Kauf für 2022, sieben Käufe 

für 2023 und 66 Käufe für 2024). Der Gesamtwert der Versteigerungen betrug im Saldo 72,1 Millionen Euro für 

280,1 GWh, davon 14,7 GWh für das Lieferjahr 2022, 164,4 GWh für das Lieferjahr 2023 und 101,0 GWh für 

das Lieferjahr 2024. LEW hat sich im Beschaffungsjahr 2022 am Auktionsverfahren zur Beschaffung der Verlus-

tenergie für LVN beteiligt, aber keinen Zuschlag erhalten. 

Im Dezember 2021 kam es zu Stromlieferausfällen und einer anschließenden Insolvenz bei einem der Anbieter. 

Der Ausfall bezog sich anteilig auf zwei im Jahr 2019 kontrahierte Tranchen für 2021 mit rund 4,2 GWh. Der 

Anbieter hatte ebenfalls jeweils eine Tranche für 2022 (23,6 GWh) und 2023 (23,5 GWh) gewonnen. Der Aus-

fall von Dezember 2021 mit rund 4,2 GWh und von Januar bis Ende April 2022 mit rund 8,9 GWh wurde über 

den Spotmarkt eingedeckt. Im April 2022 konnte die Resttranche mit 14,7 GWh für Mai bis Dezember 2022 am 

Terminmarkt, jedoch zu deutlich teureren Preisen, nachbeschafft werden. Die ausgefallene Tranche in Höhe 

von 23,5 GWh für 2023 wurde ebenfalls im Beschaffungsjahr 2022, jedoch ebenfalls zu deutlich höheren Prei-

sen, nachgeholt. 

Aufgrund der schwierigen Rahmenbedingungen am Markt hat sich LVN dazu entschieden, einer Ausschrei-

bungsgemeinschaft beizutreten. Dadurch wurden die letzten beiden Ausschreibungen für das Jahr 2023 und 

die Ausschreibungen für die darauffolgenden Lieferjahre dienstleistend durch die Westnetz GmbH durchge-

führt. Im Unterschied zu den bisherigen Ausschreibungen auf Basis eines Fahrplans, schreibt die Westnetz 
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GmbH Standard-Handelsprodukte aus, die jeweils ein kleineres Volumen ausmachen als die bisher von LVN 

beauftragten Tranchen.  

Insolvenzanfechtung 

LVN wurde im Geschäftsjahr 2020 mit einer Insolvenzanfechtung des Insolvenzverwalters der Care-Energy AG 

konfrontiert. Im November 2020 machte dieser die Rückzahlung von Vorauszahlungen auf Netzentgeltforde-

rungen im Zeitraum Juli 2016 bis Februar 2017 auf Grundlage einer Vorsatzanfechtung gemäß § 133 InsO gel-

tend.  

LVN hat zur Prüfung und Stellungnahme gegen diese Anfechtungsansprüche einen externen Rechtsanwalt 

mandatiert. Die Klage der Care-Energy AG wurde mit erstinstanzlichem Urteil des Landgerichts Augsburg vom 

10.06.2022 abgewiesen. Die Care-Energy AG hat gegen das Urteil am 10.10.2022 Berufung eingelegt und diese 

mit Schriftsatz vom 07.12.2022 begründet. Das Verfahren ist weiterhin nicht abgeschlossen. 

Die angefochtenen Zahlungen hat LVN resultierend aus dem verbindlich geschlossenen Netznutzungsvertrag 

beansprucht. Netznutzungsverträge der LVN und die darin enthaltenen Regelungen sind für alle Lieferanten 

identisch und sollen dazu dienen, den Netzzugang möglichst lange diskriminierungsfrei zu gewähren, um den 

Wettbewerb nicht unzulässig oder zu frühzeitig zu beeinflussen. 

Notversorgung 

Für Letztverbraucher in Mittelspannung oder in der Umspannung von Mittel- zu Niederspannung gibt es kei-

nen Ersatz- oder Grundversorgungsanspruch. Der Gesetzgeber hat für den Zeitraum vom 01.01.-28.02.2023 

eine befristete Notversorgung von Letztverbrauchern beschlossen, die zum Jahreswechsel keine Zuordnung zu 

einem Lieferanten hatten. Demnach ordnet der Netzbetreiber dem Letztverbraucher den Bilanzkreis des Ener-

gielieferanten zu, der die jeweilige Entnahmestelle bis zum 31.12.2022 mit Energie beliefert hatte. Zum 

01.01.2023 waren alle diese Letztverbraucher einem Bilanzkreis zugeordnet und es mussten diesbezüglich 

keine Netztrennungen (Sperrungen) vorgenommen werden. 
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5 Außenauftritt des Netzbetreibers  

Der Auftritt und das Erscheinungsbild des Netzbetreibers LVN betonen die Eigenständigkeit des Netzgeschäftes 

für alle Marktteilnehmer. Dies umfasst neben dem LVN-Logo, das die gesetzlich geforderte Unverwechselbar-

keit zu den Vertriebsaktivitäten sicherstellt, ein umfangreiches Corporate Design sowie eine eigene Corporate 

Identity. Hierzu zählen  

• Eigene Domain und Website 

• Geschäftsausstattung (Briefbögen, Fax, Kurzbriefe, Visitenkarten, E-Mail-Signaturen) 

• Vorlagen (Briefe, Faxe, PowerPoint, Mitarbeiterinformationen, Pressemitteilungen etc.) 

• Broschüren, Plakate, Poster, Flyer 

• Vertragswerke, Meldeformulare 

• Fahrzeugbeschriftung 

• Gebäudebranding, Fahnen 

• Mitarbeiterkleidung, Persönliche Schutzausrüstung 

• Anzeigen, Stempel, Trafoschilder usw. 

Die Unternehmenskommunikation der LEW-Gruppe führt spezifische Medienarbeit (zum Beispiel Pressemittei-

lungen über Baumaßnahmen) im Auftrag des Netzbetreibers unter dessen Corporate Design durch. 

In allen Schreiben des Netzbetreibers wird ausschließlich die Internetadresse des Netzbetreibers  

www.lew-verteilnetz.de bzw. www.lvn.de angegeben. 

Internetauftritt 

Das Informationsangebot des Netzbetreibers auf seiner Internetseite www.lew-verteilnetz.de wird kontinuier-

lich an Nutzerinteressen und Veröffentlichungspflichten angepasst. Diese Seite ist direkt, d. h. ohne Umweg 

über eine andere Webseite, erreichbar und wird von gängigen Internetsuchmaschinen als Top-Resultat ange-

zeigt. 

Um für Nutzer der Webseite einen noch größeren Mehrwert zu bieten, wurden die Service-Formulare „Einho-

len kaufmännischer Daten für die Einspeiseabrechnung“, „Anmeldung steckerfertige Anlagen“ und „Ladeein-

richtungen für E-Fahrzeuge beantragen“ entwickelt und auf der Webseite eingebunden.  Nutzer können ihr 

entsprechendes Anliegen so einfach und schnell online abwickeln. 

https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=http%3A%2F%2Fwww.lew-verteilnetz.de%2F&data=04%7C01%7C%7Cddab2f001ac24927c95308d9b0b8fcca%7C18e81b74a8da40eb8e02121b9df96770%7C0%7C0%7C637735130817319183%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=qNIJlxh02oiha%2BP5dAbJVewEmwSnNA0kmVL60P23gRQ%3D&reserved=0
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Auch im Content-Bereich wurde der Service- und Informations-Gedanke der Webseite weiter ausgebaut und 

Seiten wie beispielsweise „PV-Anlage anmelden: So geht es richtig!“ oder „Wie sicher ist unsere Stromversor-

gung in diesem Winter“ konzipiert und bereitgestellt. 

Zusätzlich wurde die Funktion „Zählerstand melden“ durch die Einführung von MT Captcha noch besser gegen 

Cyberangriffe gesichert. 

Veröffentlichungspflichten 

Der Netzbetreiber ist seinen Veröffentlichungspflichten, die sich aus dem EnWG und den darauf basierenden 

Verordnungen ergeben, nachgekommen. 
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6 Aktivitäten des Gleichbehandlungsbeauftragten 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte für LEW ist mit Wirkung zum 01.09.2011 benannt worden. Die Gesellschaf-

ten LEW Service & Consulting, LEW Verteilnetz, LEW Netzservice, LEW Wasserkraftwerk, Überlandwerke Krum-

bach und Elektrizitätswerke Landsberg haben in ihren jeweiligen Gesellschafterversammlungen Herrn Rainer 

Voswinkel als Gleichbehandlungsbeauftragten bestätigt. Seither hat Herr Voswinkel die aktive Umsetzung der 

Unbundling-Vorgaben in der Unternehmenspraxis begleitet sowie Vorträge und Veranstaltungen zum Thema 

Unbundling in der LEW-Gruppe gehalten. Er ist seit dem 01.01.2005 bei der LVN angestellt und dort direkt der 

Geschäftsführung unterstellt. 

Neben seiner Funktion als Gleichbehandlungsbeauftragter war er im Jahr 2022 in den Bereichen Organisati-

onsentwicklung und Prozessmanagement innerhalb der LEW-Gruppe tätig. 

Vortragsrecht gegenüber Vorstand und Geschäftsführung 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist Ansprechpartner für den Vorstand der LEW sowie die Geschäftsführun-

gen aller Tochtergesellschaften der LEW-Gruppe in allen unbundlingrelevanten Fragestellungen. Die Unterneh-

mensleitungen unterstützen den Gleichbehandlungsbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Gesprä-

che zwischen dem Gleichbehandlungsbeauftragten und der Geschäftsführung von LEW Verteilnetz, LEW Netz-

service sowie LEW Service & Consulting finden regelmäßig statt. Für den Fall, dass hierbei unbundlingrelevante 

Punkte zur Sprache kommen, kann eine entsprechende Thematik auch zugleich an den Vorstand der LEW her-

angetragen werden.  

Der Gleichbehandlungsbeauftragte hat sein Vortragsrecht beim Vorstand der LEW in Form von Quartalsge-

sprächen wahrgenommen. In diesem Zusammenhang wurde der Vorstand vom Gleichbehandlungsbeauftrag-

ten über folgende Themen informiert: 

• Aktuelle Berichterstattung zum Unbundlingwesen, 

• Entwicklung des Unbundlingwesens, 

• Geplante Aktivitäten zur Optimierung des Unbundlingwesens. 

Vermittlungskonzept – Informationsveranstaltungen und Unbundling-Beratungen 

Neue Mitarbeiter der LEW-Gruppe erhalten im Rahmen des LEW-Einführungsprogramms eine Unterweisung 

zum Thema Unbundling durch den Gleichbehandlungsbeauftragten. 
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Die Zahl der Einzelanfragen an den Gleichbehandlungsbeauftragten ist im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 

angestiegen. Zusätzlich war der Gleichbehandlungsbeauftragte der LEW-Gruppe auf Konzernebene an der Be-

ratung von Projekten durch Vertreter:innen der E.ON Arbeitsgruppe der Gleichbehandlungsbeauftragten be-

teiligt. 

Die Unbundlingberatung wurde im Jahr 2022 per Telefonie, Videokonferenzen oder E-Mail durchgeführt. Zu 

den Themen, die vom Gleichbehandlungsbeauftragten bearbeitet wurden, gehörten beispielsweise 

• die Beurteilung von Umstrukturierungskonzepten nach Entflechtungs-Gesichtspunkten,  

• die Begleitung der Ausgestaltung von Mandantentrennung bei konzernweit einzuführenden  

IT-Systemlandschaften, 

• die Sicherstellung von informatorischer Entflechtung bzgl. Kommunikation und Strukturen auf Ebene 

der Direct Reports des LEW-Vorstands 

Die rege Inanspruchnahme der Beratungsangebote zeigt, dass die Gleichbehandlung in den Köpfen der Mitar-

beiter fest verankert ist. Die Mitarbeiter fühlen sich persönlich verantwortlich und liefern Verbesserungsvor-

schläge zu Themen der Gleichbehandlung. Sie sind damit nach wie vor die wichtigste Informationsquelle für 

den Gleichbehandlungsbeauftragten. Die Mitarbeiter werden in diesem Vermittlungskonzept nicht lediglich als 

Adressaten des Gleichbehandlungsprogramms angesehen, vielmehr wird jeder einzelne Mitarbeiter als „Un-

bundling-Verpflichteter“ begriffen und spezifisch für die Gleichbehandlung sensibilisiert. 

Überwachung der Unbundlingkonformität 

Zur Umsetzung des gesetzlichen Überwachungsauftrages hinsichtlich der Unbundlingkonformität sind bei der 

LEW-Gruppe bereits etablierte Verfahrensweisen fortgeführt worden. So wird die Aufgabe der kontinuierli-

chen Überwachung der Unbundlingkonformität mit Unterstützung der internen Revision auch als Regelprozess 

in der LEW-Gruppe durchgeführt. Im Berichtszeitraum wurden unter Berücksichtigung des bestehenden Jah-

resprüfungsplanes folgende Prüfungen mit Unbundling-Aspekten von der internen Revision vorgenommen: 

• Intelligent metering systems (iMSys) 

• Key and ID card management 

Der Gleichbehandlungsbeauftragte definierte hierfür in Abstimmung mit der internen Revision die konkreten 

Prüfkriterien. Im Rahmen dieser Unbundling-Prüfungen hat insbesondere eine detaillierte Prozessanalyse zur 

Prüfung der Prozessschritte auf Unbundlingkonformität stattgefunden. Die interne Revision informierte den 

Gleichbehandlungsbeauftragten über die Prüfergebnisse. Für die aufgezeigten Verbesserungspotenziale wur-

den Maßnahmen eingeleitet, an deren Umsetzung der Gleichbehandlungsbeauftragte aktiv beteiligt war. 
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Neben der Überwachung mit Unterstützung der internen Revision werden auch die Hinweise der Mitarbeiter 

vom Gleichbehandlungsbeauftragten aufgegriffen. Die Mitarbeiter kennen ihre im Gleichbehandlungspro-

gramm verankerten Pflichten und sind mehrfach mit Rückfragen an den Gleichbehandlungsbeauftragten her-

angetreten. Durch derartige Hinweise werden direkte Einzelfallprüfungen des Gleichbehandlungsbeauftragten 

initiiert. 

Gleichbehandlungsbericht 

Der Gleichbehandlungsbericht 2021 der LEW-Gruppe wurde der BNetzA im März 2022 gemäß § 7a Abs. 5 

Satz 3 EnWG vorgelegt und im Internet veröffentlicht. Von Seiten der BNetzA gab es keine Rückfragen zu die-

sem Bericht. 

Anfragen und Beschwerden bezüglich Unbundling 

Im Berichtszeitraum haben weder Marktteilnehmer noch die BNetzA Beschwerden hinsichtlich irgendeiner 

Form von Diskriminierung an den Gleichbehandlungsbeauftragten herangetragen. 

Zusammenarbeit der Regionalversorgungsunternehmen und Regionalgesellschaften 

Die unternehmensweite Umsetzung der Intentionen der Gleichbehandlung schließt die Zusammenarbeit mit 

den Regionalversorgungsunternehmen und den Regionalgesellschaften des E.ON-Konzerns mit ein. Der Gleich-

behandlungsbeauftragte der LEW-Gruppe ist Mitglied im Arbeitskreis der E.ON-Gleichbehandlungs-

beauftragten. Der Arbeitskreis dient dem Informationsaustausch und der Koordination bzw. der Findung un-

ternehmensübergreifender Lösungen von Gleichbehandlungsfragen. Durch die enge Abstimmung im Arbeits-

kreis Gleichbehandlung soll sichergestellt werden, dass bei den E.ON-Gesellschaften Gleichbehandlungsfragen 

einheitlich umgesetzt werden. 

Der Arbeitskreis tauscht sich in regelmäßigen Jour fixes (14-tägig) sowie halbjährlichen Workshops (in der Re-

gel persönliche Treffen, im Berichtsjahr aufgrund der Corona-bedingten Einschränkungen ausschließlich virtu-

ell) aus. Daneben finden für kurzfristig zu klärenden Themen virtuelle ad-hoc Meetings statt. 

Der Arbeitskreis hat sich im Berichtszeitraum 2022 insbesondere mit folgenden Themen befasst: 

• Abstimmung zu Schulungsaktivitäten insbesondere Erstellung eines neues E-Learnings 

• Social Media 

• Abstimmung mit der E.ON Konzernrevision zu Unbundling-Prüfungen mit Unterstützung durch die  

interne Revision und Festlegung der weiteren Zusammenarbeit 

• Gleichbehandlungsberichte 
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• Projekte mit konzernweit standardisierten IT-Plattformen 

• Erarbeitung eines gemeinsamen internen Unbundling-Auftritts (Intranet) 

• Zusammenarbeit mit Konzern-IT bzgl. Rahmenbedingungen für IT-Projekte  

• Erstellung von Standardvorgaben in Form von Begleitdokumenten 

• Anfrage des Lieferanten an VNB, Daten bzgl. vertragsloser Kunden in höheren Druck-/Spannungsebe-

nen 

• Schreiben an die Letztverbraucher beim Netzbetreiber zum Thema Doppelfunktion im vertikal integrier-

ten Unternehmen (Umsetzung der Vorgaben aus dem EuGH Urteil vom 02.09.2021) 

• Weitergabe von Informationen zu Konzessionsgebieten  

Um den Wissensaustausch in der Gruppe weiter zu fördern, nimmt regelmäßig mindestens einer der Gleichbe-

handlungsbeauftragten der Gruppe an den BDEW-Veranstaltungen zur Gleichbehandlung teil und berichtet im 

Arbeitskreis ausführlich über Inhalte und Ergebnisse. Zudem sind einzelne Vertreter der Gruppe in den ent-

sprechenden BDEW-Gleichbehandlungsgremien als Mitglieder vertreten und stellen einen entsprechenden 

Wissensaustausch in die Gruppe sicher. 

Weitere Aktivitäten 

LINDA2.0 – Lokale (teil-)automatisierte Inselnetz- und Notversorgung mit dezentralen Erzeugungsanlagen bei 

großflächigen Stromausfällen 

Mit LINDA2.0 geht das preisgekrönte Innovationsprojekt LINDA in die zweite Runde. Während in der ersten 

Projektphase im Rahmen von Feldtests belegt werden konnte, dass das „LINDA-Konzept“ funktioniert und 

Stromerzeugung etwa aus Photovoltaik- oder Wasserkraftanlagen auch ohne umfangreiche Ertüchtigungen 

oder aufwändige Kommunikationstechnik für die Notstromversorgung nutzbar gemacht werden kann, wird in 

dem nun gestarteten und auf drei Jahre ausgelegten Forschungsprojekt an der Umsetzbarkeit des Konzepts 

gearbeitet. Dazu untergliedert sich LINDA2.0 in zwei parallellaufende Teilprojekte. 

Zum einen werden Einrichtung und Betrieb des Inselnetzes sowie insbesondere die Zustandsbewertung in die 

Leitsysteme integriert und so weit automatisiert, dass das Inselnetz im Falle eines Blackouts ohne zusätzlichen 

Personaleinsatz sicher und zuverlässig realisiert werden kann. Im zweiten Projektstrang wird das LINDA-

Konzept auf Notstromaggregate übertragen und transferiert damit von der Notfall-Lösung in den täglichen Ein-

satz. 
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Wie bereits im ersten Forschungsprojekt sichern auch im Nachfolgeprojekt mehrere Feldtests die Praxistaug-

lichkeit der Entwicklungen ab. In zwei Feldversuchen im Herbst 2021 und 2022 wurden die Pumpen des För-

derwerks Niederstotzingen erfolgreich im Inselnetz aus dem Wasserkraftwerk Leipheim der Obere Donau 

Kraftwerke AG (ODK) versorgt. Mit dem Einsatz der ersten Weiterentwicklungsstufe der Notstromaggregate im 

Niederspannungsnetz gelang auch die Übertragung des LINDA-Konzeptes auf diesen Einsatzbereich. Im kom-

menden Jahr wird das Projekt mit dem Einsatz eines Batterie-Aggregats im Niederspannungsnetz und dem fi-

nalen Feldtest in Niederstotzingen und Leipheim abgerundet. 

Neben LVN und LEW Wasserkraft engagieren sich im Forschungsprojekt die Hochschule Augsburg, TU Mün-

chen, Obere Donau Kraftwerke AG, Landeswasserversorgung Stuttgart, KIMA Automatisierung – Gesellschaft 

für elektronische Steuerungstechnik und Konstruktion mbH, AVS Aggregatebau GmbH, Universitätsklinikum 

Leipzig AöR, MTU Onsite Energy GmbH und Cluster Leistungselektronik. 

FLAIR² (Flexible Anlagen intelligent regeln) 

Ziel des Forschungsprojekts FLAIR² (Flexible Anlagen intelligent regeln) ist es, auf die Herausforderungen durch 

dezentrale Erzeugungsanlagen und steuerbare Verbrauchseinrichtungen zu reagieren. Damit sind beispiels-

weise Wärmepumpen und künftig vor allem auch Ladeinfrastruktur im Bereich der Elektromobilität gemeint. 

Können Erzeugung und Verbrauch lokal überlagert werden, wird das bestehende Stromnetz besser genutzt. 

Gemeinsam mit Stromnetz Berlin, der Hochschule München und dem Mobilfunknetzbetreiber e*Message er-

proben die Partner eine für das Projekt entwickelte, intelligente Steuerungslösung. Damit können steuerbare 

Verbrauchseinrichtungen einen vor Ort erzeugten Stromüberschuss im Netz gezielt auch vor Ort nutzen.  

Herzstück des Konzepts sind Steuerboxen (StromPager DX) inklusive des FLAIR²-Moduls, die den Haushalten 

kostenfrei zur Verfügung gestellt werden. Diese eigens für FLAIR² entwickelten Geräte sollen Wallboxen für 

Elektrofahrzeuge, Speicherheizungen oder Wärmepumpen so steuern, dass diese das Netz möglichst nicht zu-

sätzlich belasten und gleichzeitig erneuerbare Energie aus dem lokalen Stromnetz genutzt wird. 

Die dezentrale Steuerung nutzt dabei die lokalen Netzzustandsdaten sowie die in der Steuerbox vorliegenden 

Informationen zu der Art der steuerbaren Verbrauchseinrichtung und den Vertragsbedingungen. Die weitest-

gehend autark arbeitende Steuerbox kann so bisher feste Sperr- und Freigabezeiten direkt auf den Netzzu-

stand anpassen. Damit soll in Netzen mit hohen Erzeugungsleistungen erreicht werden, dass der Verbrauch in 

Zeiten verlegt wird, in denen viel lokal erzeugte Energie zur Verfügung steht. 

In Netzen ohne Einspeisung werden die z.B. durch gleichzeitiges Laden auftretenden Leistungsspitzen abge-

mindert. So soll die FLAIR²-Steuerbox in jedem Netz das durch die Kunden bereitgestellte Flexibilitätspotential 

nutzen. Der Algorithmus der Steuerboxen ist so konzipiert, dass die vertraglich vereinbarte Freigabezeit und 
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Mindestladezeiten der Verbrauchseinrichtungen immer eingehalten werden. Ein zweiter separater Stromzäh-

ler soll für diese Flexibilität zukünftig nicht mehr nötig sein. Das kundeneigene Energiemanagement im Haus-

halt soll auf die Steuersignale des Netzes reagieren. Der Nutzer kann mithilfe seines Home Energy Manage-

ment Systems (HEMS) (falls vorhanden) selbst entscheiden, welche Verbrauchseinrichtung ihm gerade beson-

ders wichtig ist. 

Ladesäulen 

Eine funktionierende Infrastruktur für Elektromobilität kann entscheidend zur Energiewende beitragen. Weil 

wir das früh erkannt haben, wurde die erste öffentliche Ladestation für Elektroautos bereits im Jahr 1992 in 

Memmingen eröffnet. Heute sind wir einer der großen Betreiber von Ladeinfrastruktur in der Region – und 

auch der weitere Ausbau der Elektromobilität in der Region Bayerisch-Schwaben ist bei LEW im Fokus. 
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7 Ausblick 

Die Branche ist auf Grund des OVG-Urteils und der Rücknahme der „Markterklärung“ des BSI sehr verunsi-

chert. Zur Novelle des Messstellenbetriebsgesetzes wurde Ende November ein Referentenentwurf veröffent-

licht, der diverse Änderungen vorsieht, aber auch noch viele Fragen offenlässt und Unklarheiten enthält. Vo-

raussichtlich sind umfangreiche Anpassungen an den IT-Systemen praktisch „sofort“ notwendig, weil – nur bei-

spielsweise – die Verrechnung des Messentgelts mit Inkrafttreten des geänderten Gesetzes grundlegend geän-

dert werden soll. Auch ein Stopp des Roll-outs ist nicht auszuschließen, wenn eine gesetzeskonforme Abwick-

lung nicht umsetzbar ist.  

Ein Schwerpunkt bei der Sicherstellung der Gleichbehandlung bildet die Schulung der Mitarbeiter. Aktuell sind 

die Gleichbehandlungsbeauftragten des E.ON-Konzerns dabei, das Schulungskonzept mit einer externen Agen-

tur zu erarbeiten. Der Roll-out soll im ersten Quartal 2023 erfolgen. 

Auch im Jahr 2023 und den darauffolgenden Jahren werden wir uns mit diversen Projekten zur Digitalisierung 

beschäftigen. Dabei starten wir mit der Einführung von EEG-Billing, einem System zur Abrechnung von Einspei-

severgütungen im Zusammenhang mit einem Datenbanksystem für die Einspeiser (HarNes). 

Darüber hinaus prüfen wir fortwährend, welche Prozesse wir weiter optimieren und automatisieren können, 

um den Anforderungen der Energiewende gerecht zu werden. Die Smartifizierung der Netze, sprich Vorberei-

tungen zur Beobachtbarkeit und Kontrollierbarkeit treiben wir ebenfalls dauerhaft voran durch entsprechende 

Technologien. 

Augsburg, 22. März 2023 

 

Dr. Markus Litpher 

Kaufmännischer Vorstand Lechwerke AG 

 
Rainer Voswinkel 
Gleichbehandlungsbeauftragter der LEW-Gruppe 


